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Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2021/03/0032 B 03.03.2021 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2004/15/0030 E 20. April 2006 RS 4 

Stammrechtssatz 

Beim Erfordernis einer genauen Tatumschreibung im Sinne des § 44a Z. 1 VStG kommt es darauf an, den 
Beschuldigten in die Lage zu versetzen, auf den konkreten Tatvorwurf bezogene Beweise anzubieten, um 
eben diesen Tatvorwurf zu widerlegen, und ihn rechtlich davor zu schützen, wegen desselben Verhaltens 
nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden. Das an Tatort- und Tatzeitumschreibung zu stellende 
Erfordernis wird daher nicht nur von Delikt zu Delikt, sondern auch nach den jeweils gegebenen 
Begleitumständen in jedem einzelnen Fall ein verschiedenes, weil an den erwähnten 
Rechtsschutzüberlegungen zu messendes Erfordernis sein (Hinweis E VS 3. Oktober 1985, 85/02/0053, 
VwSlg 11894 A/1985). Diese Rechtsschutzüberlegungen sind auch bei der Prüfung der Frage anzustellen, 
ob innerhalb der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine taugliche Verfolgungshandlung im Sinne 
des § 32 Abs. 2 VStG vorliegt oder nicht (Hinweis E 19. Dezember 2005, 2001/03/0162). Das bedeutet, 
dass die dem Beschuldigten vorgeworfene Tat (lediglich) unverwechselbar konkretisiert sein muss, damit 
dieser in die Lage versetzt wird, auf den Vorwurf zu reagieren und damit sein Rechtsschutzinteresse zu 
wahren (Hinweis E 26. Juni 2003, 2002/09/0005). 
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